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Frankreich: Einwanderungsgesetz erschwert Familiennachzug
Mit einem neuen Einwanderungsgesetz will die fran-
zösische Regierung den Familiennachzug weiter
begrenzen (vgl. MuB 4/07, 6/06, 6/05, MuB-Online
4/03). Besonders umstritten ist die Einführung von
Gentests zur Überprüfung des Verwandtschaftsver-
hältnisses. Der Zuzug von Arbeitskräften soll hingegen
ausgeweitet werden.

Bereits im Präsidentschaftswahlkampf im Frühjahr 2007
hatte Nicolas Sarkozy (UMP) eine Umgestaltung der
französischen Einwanderungsgesetze entsprechend sei-
ner Vorstellung einer „ausgewählten Zuwanderung“
angekündigt (vgl. MuB 4/07). Nach seinem Wahlsieg
beauftragte Sarkozy den Leiter des neu gegründeten
Ministeriums für Einwanderung, Integration, nationale
Identität und Entwicklungszusammenarbeit Brice Hor-
tefeux (UMP) mit der Ausarbeitung konkreter Maß-
nahmen. Die französische Nationalversammlung und
der Senat stimmten Ende September und Anfang Okto-
ber in einer ersten Lesung für den von Hortefeux vor-
gelegten Gesetzentwurf. In beiden Kammern wurde das
Gesetzesvorhaben mit den Stimmen der konservativen
Mehrheit angenommen. Die Oppositionsparteien
stimmten dagegen. Da der Senat an der Fassung der
Nationalversammlung einige Passagen modifizierte,

musste ein paritätisch besetz-
ter Vermittlungsausschuss ei-
ne Einigung erzielen. Am 23.
Oktober müssen beide Kam-
mern erneut über das Vorha-
ben abstimmen.

Familiennachzug: Mit
dem neuen Gesetz wird die
Zuwanderung nachziehen-
der Familienangehöriger er-
schwert. So müssen sie künftig
noch vor der Einreise nach
Frankreich ihre Sprachkennt-
nisse und ihr Wissen über re-
publikanische Werte in einem
Test dokumentieren. Dies kri-
tisierten Vertreter der Oppo-
sition. Die Tests und die Vor-
bereitungskurse könnten nur
in den Hauptstädten der Her-
kunftsländer absolviert wer-
den und dies sei ein Hinder-
nis für Familienangehörige
insbesondere in entlegenen
Gebieten oder Kriegsregionen.

Hauptstreitpunkt ist je-
doch die geplante Einführung
von Gentests zur Überprüfung
des Verwandtschaftsverhält-
nisses. Dieser Vorschlag wur-

de erst von der Nationalversammlung in den Gesetzes-
text aufgenommen. Zur Begründung führte der UMP-
Abgeordnete Thierry Mariani an, dass die Dokumente
zur Feststellung von Identität und Verwandtschaft, z.
B. Geburtsurkunden, in einigen afrikanischen Ländern
oft gefälscht seien und die Überprüfung der Echtheit
mehrere Monate dauere. Ein DNA-Test sei schneller
und sicherer. Die Teilnahme an dem Testverfahren,
das probeweise bis Ende 2010 eingeführt werden soll,
wäre zunächst freiwillig. Die Sozialisten kritisierten
den Gentest. Dadurch würde ein Familienmodell sug-
geriert, das ausschließlich auf Blutsverwandtschaft be-
ruhe. Die französische Definition von Familie basiere
jedoch auf dem Prinzip der Anerkennung, sagte der
Abgeordnete Bruno Leroux (PS). Gegen die DNA-Tests
hat sich inzwischen ein breites gesellschaftliches Bünd-
nis zusammengeschlossen. Etwa 200.000 Personen aus
allen Bereichen der Gesellschaft unterzeichneten die
Petition „Touche pas à mon ADN“ (dt.: „Finger weg
von meiner DNA“), unter ihnen auch der ehemalige
konservative Ministerpräsident Dominique de Villepin
(UMP). Die Oppositionsparteien kündigten eine Klage
vor dem Verfassungsgericht an.

Asylpolitik: Mit dem neuen Gesetz erhalten Asyl-
bewerber, die an der Grenze bzw. auf Flughäfen ein
Eilverfahren durchlaufen, im Falle einer Ablehnung
ein Einspruchsrecht mit aufschiebender Wirkung. Dies
war durch die Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) nötig gewor-
den. Bisher konnte im Asylverfahren an der Grenze
zwar Einspruch erhoben werden, jedoch konnten die
Behörden Asylbewerber noch vor Bearbeitung des Ein-
spruchs in ihr Herkunftsland abschieben.

Erhebung von Daten: Ein weiterer Streitpunkt ist
die Erhebung von Daten über die Herkunft von Zu-
wanderern, die der Gesetzentwurf erstmals ermöglicht.
Die Regierung argumentiert, diese Daten würden dabei
helfen, Diskriminierung besser zu erfassen und somit
effektiver zu bekämpfen. Wissenschaftler befürchten
dagegen eine mögliche Instrumentalisierung dieser
Daten durch Regierungsinstitutionen, z. B. im Bereich
der Kriminalität von Zuwanderern.

Zuwanderung von Arbeitskräften: In dem Anfang
Juli veröffentlichten Antrittsschreiben an Einwande-
rungsminister Brice Hortefeux hatte der Präsident ge-
fordert, dass künftig die Hälfte aller Zuwanderer nach
wirtschaftlichen Kriterien ausgewählt und somit erst-
mals konkrete Zahlen fixiert werden (vgl. MuB 6/07).
Der aktuelle Gesetzentwurf enthält jedoch noch keine
Regelungen zur Zuwanderung in den Arbeitsmarkt.
Sarkozy hatte in den vergangenen Wochen wiederholt
die Idee geäußert, jährliche Zuwanderungskontingente
einzuführen. Diese sollen vom Parlament sowohl nach
Arbeitsmarktsegment als auch nach Herkunftsregion
festgesetzt werden.
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Für die Einführung von
Einwanderungsquoten, die
in Frankreich von vielen
als diskriminierend ange-
sehen werden, müsste die

Einwanderungsmuseum eröffnet
Am 10. Oktober ist in Paris das Nationale Museum der Geschichte der
Einwanderung (Cité nationale de l‘histoire de l‘immigration, CNHI) nach
langjährigen Vorbereitungen eröffnet worden. In einer Dauerausstellung
wird die Geschichte der Einwanderung nach Frankreich dargestellt. Zur
Eröffnung kamen weder Staatspräsident Nicolas Sarkozy (UMP) noch Ein-
wanderungsminister Brice Hortefeux (UMP) oder andere hohe Regierungs-
vertreter, was auf scharfe Kritik stieß. Die Verknüpfung der Themen Ein-
wanderung und nationale Identität durch die Regierung Sarkozy ist um-
stritten. Einige prominente Wissenschaftler waren bereits nach der Grün-
dung des Ministeriums für Einwanderung und nationale Identität aus Protest
von ihren Funktionen im wissenschaftlichen Beirat des Museums zurück-
getreten. http://www.histoire-immigration.fr

EU-Kommission schlägt „Blue Card“
für Einwanderer vor
Um dem zunehmenden
Fachkräftemangel auf dem
europäischen Arbeitsmarkt
entgegenzuwirken, plant die
EU die Einführung einer
Aufenthaltserlaubnis nach
dem Vorbild der US-ameri-
kanischen Green Card. Qua-
lifizierte Einwanderer könn-
ten demnach in Zukunft ei-
ne „Blue Card“ beantragen.

EU-Justizkommissar Franco
Frattini unterbreitete den In-
nenministern der Mitglieds-
länder am 23. Oktober bei
der Einwanderungskonfe-
renz in Lissabon einen ent-
sprechenden Vorschlag. Eu-
ropa solle attraktiver für
Fachkräfte werden. Da die
Arbeitsmarktbedürfnisse in
den Mitgliedstaaten unter-
schiedlich sind, solle das
gemeinsame System nicht zu
starr sein, gleichzeitig aber
eine spürbare Harmonisie-
rung ermöglichen, so Frat-
tini weiter. Rund 20 Mio.
Einwanderer seien nach Stu-
dien der EU-Kommission in
den kommenden 13 Jahren
höchstens notwendig. Mi-
granten aus Asien und Afri-
ka sollen bevorzugt werden,
da sie gegenwärtig von le-
galen Einwanderungsmög-
lichkeiten am meisten ausge-
schlossen werden.

Nach Frattinis Angaben
soll die Arbeitserlaubnis zunächst für zwei Jahre gelten,
danach kann sie verlängert werden. Nach fünf Jahren
soll eine permanente Aufenthaltsgenehmigung gewährt

werden. Um mobile Fachkräfte nicht zu bestrafen, soll
es möglich sein, die Aufenthaltsdauer in verschiedenen
EU-Mitgliedstaaten zusammenzurechnen. Der Kommis-
sion zufolge sind derzeit nur 5 % der Einwanderer in
die EU Fachkräfte.

Zur Auswahl der Arbeitskräfte ist ein Schnellver-
fahren vorgesehen, für das überall in der EU die glei-
chen Voraussetzungen gelten sollen. Interessenten müs-
sen einen Nachweis der beruflichen Qualifikation und
einen Arbeitsvertrag in einem EU-Staat vorlegen, aus
dem hervorgeht, dass das zu erwartende Gehalt über
dem geltenden Mindestlohn liegt. Zum Vergleich: In
Deutschland muss ein Zuwanderer in leitender Ange-
stelltenposition derzeit mindestens 85.500 Euro pro
Jahr verdienen, um eine unbefristete Aufenthaltserlaub-
nis zu erhalten (vgl. MuB 6/07, 7/07).

Für junge Arbeitnehmer wie etwa Absolventen von
europäischen Hochschulen soll es besondere Program-
me geben. Demnach könnten sie einen Aufenthaltsstatus
bekommen, wenn sie eine Arbeitsstelle nachweisen.
Deutschland sei neben Italien und Ungarn eines der
Länder, die aufgrund der demographischen Entwick-
lung besonders von der „Blue Card“ profitieren könnten,
so Frattini.

Bundeswirtschaftsminister Michael Glos (CSU) lehnte
die Pläne für eine „Blue Card“ ab. Deutschland könne
nicht „massenhaft ausländische Arbeitnehmer holen,
nur weil wir sie im Moment gerade einmal brauchen“.
Glos verwies darauf, dass es noch „ein sehr großes Re-
servoir an nicht ausgeschöpfter Arbeitskraft“ in Deutsch-
land gebe. Viele junge Menschen suchten eine Aus-
bildungs- und Arbeitsstelle. Er halte es für sinnvoller,
die Freizügigkeit für bestimmte Berufsgruppen wie
Ingenieure und Techniker aus den zehn neuen EU-Län-
dern vorzuziehen (vgl. MuB 7/07). Ausweichend äu-
ßerte sich Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU). Sie
sagte, die Bundesregierung arbeite ohnehin an geziel-
ten Programmen, um Fachkräfte aus dem Ausland an-
zuwerben. Arbeitsminister Franz Müntefering (SPD)
betonte, abgesehen von Spitzenkräften sollten Deutsche
bei der Stellenbesetzung grundsätzlich Vorrang haben.
Der innenpolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfrak-
tion Dieter Wiefelspütz nannte den Vorschlag, mehrere

Verfassung geändert werden. Sarkozy kündigte an,
die nötigen Schritte dafür zu prüfen. Migrationsex-
perten wie Patrick Weil zweifeln seit Jahren die Funk-
tionalität von Quoten an (vgl. MuB 6/05). Auch der
Chef der oppositionellen Parti Socialiste (PS) François
Hollande erklärte sich diesbezüglich skeptisch. Er
sei zwar bereit, über die Idee eines Quotensystems
nachzudenken, jedoch müsse dies in Abstimmung
mit den Herkunftsländern geschehen. Gleichzeitig
kritisierte Hollande Sarkozys Politik der fortlaufen-
den Reform der Zuwanderungspolitik. Das aktuelle
Gesetz sei bereits das vierte in vier Jahren und ein
weiteres sei in Arbeit. me
Weitere Informationen:
http://www.premier-ministre.gouv.fr/iminidco
http://www.senat.fr/dossierleg/pjl06-461.html
http://www.assemblee-nationale.fr/13/dossiers/
immigration_integration_asile.asp
http://www.touchepasamonadn.com

Kurzmeldungen – Europa

Türkei: Regierung plant Lockerung des
Kopftuchverbotes
Frauen sollen künftig türkische Bildungs-
einrichtungen mit bedecktem Kopf besu-
chen dürfen. Burkas und andere Ganzkör-
pergewänder bleiben weiterhin verboten.
Auf einen solchen Passus in dem Entwurf
einer neuen türkischen Verfassung einigte
sich der türkische Ministerpräsident Recep
Tayyip Erdogan mit seiner Regierungspartei
AKP (islamisch-konservativ) Mitte Septem-
ber. Danach dürfe niemandem eine höhere
Ausbildung nur wegen seiner Kleidung ver-
weigert werden. Oppositionsgruppen sehen
in der Abschaffung des Kopftuchverbots
jedoch eine Stärkung des Islams und eine
Aufweichung der laizistischen Prinzipien
der Republik.
http://www.bpb.de/publikationen/
4T73UF,0,0,Die_Kopftuchdebatte_in_der_
T%FCrkei.html
EU: Abbau der Grenzkontrollen
Neun neue EU-Mitgliedstaaten sollen frü-
her der grenzfreien Schengen-Zone bei-
treten als bisher vorgesehen. Estland, Lett-
land, Litauen, Malta, Polen, die Slowakei,
Slowenien, die Tschechische Republik und
Ungarn sollen die Land- und Seegrenzen
nicht erst zum 1. Januar 2008, sondern
bereits in der Woche vor Weihnachten öff-
nen. Davon zunächst ausgeschlossen sind
Passkontrollen auf Flughäfen, die erst im
März 2008 abgeschafft werden. Dies kün-
digte die portugiesische Ratspräsident-
schaft Anfang Oktober an. Formell soll im
November beschlossen werden, ob die
künftigen Schengen-Staaten den Sicher-
heitsanforderungen des Abkommens ge-
recht werden und damit zum erweiterten
Schengen-Gebiet gehören dürfen. Von den
zehn im Jahr 2004 der Europäischen Union
beigetretenen Mitgliedstaaten werden
Zyperns Grenzkontrollen erst ein Jahr
später fallen. Rumänien und Bulgarien, seit
Anfang 2007 EU-Mitglieder, sind ebenfalls
noch nicht dabei. Bis auf Großbritannien
und Irland gehören sämtliche EU-Mitglie-
der der Schengen-Zone an, zuzüglich Nor-
wegen und Island. http://ec.europa.eu/
justice_home/fsj/freetravel/frontiers/
fsj_freetravel_ schengen_de.htm
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Millionen Einwanderer in die EU zu holen, „sehr be-
fremdlich“. Der SPD-Arbeitsmarktexperte Klaus Brand-
ner dagegen nannte den Vorschlag Frattinis interessant.
Auch der FDP-Innenpolitiker Hartfrid Wolff begrüßte,
dass in der EU „nun endlich eine Diskussion über Zu-
wanderung“ stattfinde. Gerade Deutschland brauche
mehr hochqualifizierte Einwanderer. Die parlamenta-
rische Geschäftsführerin von Bündnis 90/Die Grünen
Thea Dückert lobte die Initiative der EU-Kommission
ebenfalls. Sie zeige, dass Deutschland mit seiner
Abschottungsstrategie in Europa „zunehmend isoliert“
sei. Auch der Fraktionsführer der Linken Oskar Lafon-
taine bezeichnete die „Blue Card“ als einen „Schritt in
die richtige Richtung“.

Die deutsche Wirtschaft begrüßte den Vorstoß grund-
sätzlich. Der Hauptgeschäftsführer des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertags (DIHK) Martin Wans-
leben sagte: „Es ist gut, dass die EU eine verstärkte
Debatte über Erleichterungen bei der Arbeitsmigration
anstößt – auch wenn die Entscheidung letztlich bei
den Mitgliedstaaten verbleiben sollte.“

In der EU ist die Zuwanderung aus Drittstaaten bis-
her nicht einheitlich geregelt. Mit Verweis auf die ange-
spannte Arbeitsmarktlage hatte sich in der Vergan-
genheit vor allem Deutschland gegen eine EU-weite
Regelung gewehrt (vgl. MuB 10/06). chw
Weitere Informationen:
http://ec.europa.eu/justice_home/index_de.htm

Massive Kritik an EU-Grenzschutzpolitik im Mittelmeer
Menschenrechtsorganisationen haben der Europäischen
Union vorgeworfen, sich mit rechtswidrigen Mitteln
gegenüber Flüchtlingen und irregulären Zuwanderern
abzuschotten. Auf der Grundlage eines Rechtsgutach-
tens kritisierten sie, die europäische Grenzschutzagen-
tur Frontex sowie die nationalen Behörden verstießen
bei der Sicherung der Seegrenzen gegen geltendes Völ-
kerrecht. Anlass der Kampagne war der Tag des
Flüchtlings am 27. September.

Im Mittelpunkt der gemeinsam von Pro Asyl, Amnesty
International und dem Forum Menschenrechte vertre-
tenen Kritik steht die Praxis der Grenzschützer, Schiffe
mit Flüchtlingen oder irregulären Einwanderern auf
hoher See an der Weiterfahrt zu hindern bzw. sie in
Küstengewässer nordafrikanischer Staaten abzudrängen
oder zurückzuschleppen. Während Frontex angibt, ab-
legende Boote lediglich in unmittelbarer Nähe der afri-
kanischen Küste „abzufangen“ und „umzuleiten“ (vgl.
MuB 1/07), berichtet Pro Asyl von aggressiven Ma-
növern der griechischen und der italienischen Küsten-
wache, die Migranten auch auf hoher See stoppten, in
Hoheitsgebiete von Drittländern zurückschleppten oder
gar ihre Boote fahruntüchtig machten (siehe Box). Dies
sei rechtswidrig, insbesondere solange nicht geprüft
sei, ob den Boat People möglicherweise Flüchtlings-

schutz zusteht. Der Geschäftsführer von Pro Asyl Günter
Burkhardt sagte, das Meer sei kein rechtsfreier Raum:
„Völkerrechtliche Verpflichtungen und die Menschen-
rechte gelten nicht nur auf dem Festland, sondern auch
auf hoher See.“ Auch sei es nicht zulässig, aus Seenot
gerettete Migranten in Drittländer zu bringen, in denen
ihre Sicherheit nicht garantiert werden könne.

Die Nichtregierungsorganisationen stützen sich auf
ein Fachgutachten des European Centre for Constitu-
tional and Human Rights, das in ihrem Auftrag erstellt
wurde. Die Verfasser der Expertise, zwei Rechtswis-
senschaftler der Johann Wolfgang Goethe Universität
Frankfurt, kommen darin zu dem Ergebnis, dass die
„Zurückweisung, das Zurückeskortieren, die Verhin-
derung der Weiterfahrt, das Zurückschleppen bzw. die
Verbringung in nicht zur EU gehörige Küstenländer
[…] verboten [ist], solange das Verfahren der adminis-
trativen und gerichtlichen Überprüfung des individu-
ellen Schutzbegehrens der potentiell schutzbedürftigen
Betroffenen auf europäischem Territorium nicht ab-
geschlossen ist.“

Kern der juristischen Debatte ist die Frage, ob
Grenzschützer auch bei „exterritorialem Handeln“ –
also insbesondere bei Maßnahmen außerhalb der 12-
Seemeilen-Zone – an die internationalen Menschen-
und Flüchtlingsrechte gebunden sind. Das Gutachten
bejaht dies u. a. mit dem Verweis auf das Zurückwei-
sungsverbot („non-refoulement“) der Genfer Flücht-
lingskonvention (GFK). Demnach darf ein Flüchtling
nicht zurückgewiesen werden, wenn im Herkunftsland
sein Leben oder seine Freiheit bedroht ist. Dieses Verbot
gelte sowohl innerhalb als auch außerhalb der See-
grenzen, so die Juristen. Laut Gutachten ergibt sich
das Zurückweisungsverbot auch aus verschiedenen
Rechtsakten der EU sowie anderen völkerrechtlichen
Verträgen wie dem Internationalen Pakt über bürger-
liche und politische Rechte oder dem Übereinkommen
gegen Folter und andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe.

Diese Rechtsauffassung wird vom Hohen Flücht-
lingskommissariat der Vereinten Nationen (UNHCR)
sowie zahlreichen internationalen Experten und Orga-
nisationen geteilt. Die deutsche Bundesregierung ver-
tritt hingegen die Auffassung, dass „der Grundsatz des
non-refoulement seine Wirkung erst bei territorialem
Gebietskontakt entfaltet“. Demnach besteht für die EU-
Staaten beim Grenzschutz keine Verpflichtung, gemäß
GFK die Flüchtlingseigenschaft jener Boat People zu
überprüfen, die auf offener See angetroffen werden.
Im Bundestag ist die Haltung der deutschen Regierung
ebenfalls kritisiert worden. Die Oppositionsfraktionen

Über rechtswidriges Verhalten der EU-Grenzbehörden beim Umgang mit
Boat People existieren keine offiziellen Berichte. Die Hilfsorganisation Pro
Asyl hat jetzt einen aktuellen Infobrief „Über die Situation der Flücht-
linge in der Ägäis und die Praktiken der griechischen Küstenwache“
veröffentlicht. Er enthält Aussagen von Menschen, die an der Landung auf
europäischem Territorium gehindert worden waren. Unter anderem wird
ein Flüchtling zitiert: „Mit unserem Schlauchboot hatten wir fast die vor
uns liegende griechische Insel Lesbos erreicht. Plötzlich tauchte ein Boot
der griechischen Küstenwache auf. Die Beamten schlugen uns. Dann fuhren
sie mit uns zurück auf das offene Meer. Wir [...] wurden ohne Wasser und
Nahrung auf einer unbewohnten Insel ausgesetzt.“

Der Infobrief enthält auch einen Auszug aus einem Interview mit einem
griechischen Grenzschutzbeamten. Dieser wird auf die Frage, was zu tun
sei, wenn ein Flüchtlingsboot aufgegriffen würde, folgendermaßen zitiert:
„Dann packen wir sie wieder in ihr Boot und bringen sie zurück an die
türkische Küste oder auf eine türkische Insel. Das ist natürlich nicht offiziell,
die Türken dürfen das nicht merken.“

Die Bundesregierung wurde aufgefordert, Flüchtlinge, die über Grie-
chenland in die EU eingereist sind, von Deutschland aus nicht wieder nach
Griechenland zurückzuschicken, wie es das Dublin-System vorsieht (vgl.
MuB 5/07). Sie trage Verantwortung für eine humane Flüchtlingspolitik
und müsse sich mit der Situation in Griechenland auseinandersetzen, lautet
es in dem Infobrief. Einen ausführlichen Bericht will Pro Asyl in den kom-
menden Wochen veröffentlichen. Bestellung: http://www.proasyl.de
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Myanmar: Menschenrechtsverletzungen
und Massenflucht
Etwa 3 Mio. Menschen aus
dem südostasiatischen Myan-
mar sind auf der Flucht. Seit
der gewaltsamen Nieder-
schlagung der Demokratie-
bewegung sind bis zu 10.000
Demonstranten inhaftiert
worden, unter ihnen viele
buddhistische Mönche. Die
Zahl der Verletzten und To-
ten wird auf mehr als 100
geschätzt.

Auslöser für die Massen-
proteste mit schätzungs-
weise 100.000 Teilnehmern
in der Hauptstadt Rangun
war eine Verdopplung der
Benzinpreise, die die Füh-
rung des Militärregimes
Mitte August verfügt hatte.
In Myanmar (früher Birma)
regieren Generäle seit ih-
rem Putsch im Jahr 1962.
Anders als bei der Demo-
kratiebewegung von 1988,
die mit 3.000 Todesopfern
gewaltsam niedergeschla-
gen wurde, führen den jet-
zigen Aufstand gegen die
Militärdiktatur nicht Stu-
denten an, sondern bud-

dhistische Mönche.
Fast 90 % der 54 Mio. Einwohner Myanmars sind

Buddhisten. Neben den Birmanen, die etwa zwei Drittel
der Bevölkerung stellen, gibt es über 100 verschiedene
Volksgruppen in dem Vielvölkerstaat. Zu den größten
Minderheiten gehören das überwiegend buddhistische
Volk der Shan (8,5 %) und das überwiegend christliche
Volk der Karen (5 % der Bevölkerung). Die Militär-
junta verfolgt v. a. Angehörige ethnischer und reli-

giöser Minderheiten, die an den äußeren Landesgrenzen
leben. Flüchtlinge und Hilfsorganisationen wie Amnesty
International berichten von Zwangsarbeit, Kindersol-
daten, Folter, Vergewaltigungen, Zwangsumsiedlungen,
politischen Gefangenen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit, die hier seit Jahrzehnten geschehen.
Den Vereinten Nationen zufolge sind 40 % der Kinder
in Myanmar unterernährt.

Um sich selbst zu schützen, haben die verschiede-
nen Minderheiten eigene Armeen gebildet, die teilweise
mit dem Regime kooperieren und sich dann gegenseitig
bekämpfen. Infolge dieser bürgerkriegsähnlichen Ver-
hältnisse sind von den insgesamt 3 Mio. Flüchtlingen
bis zu 2 Mio. innerhalb des Landes auf der Flucht. Etwa
1 Mio. ist in den vergangenen Jahren über die Grenze
nach Thailand geflohen. 10-20 % leben dort in Flücht-
lingslagern. Der Rest hält sich nach Angaben der Hilfs-
organisation „Helfen ohne Grenzen e. V.“ illegal in Thai-
land auf.

Die Vereinten Nationen schickten Ende September
den Sondergesandten Ibrahim Gambari nach Myanmar,
der dort u. a. mit der Oppositionschefin und Friedens-
nobelpreisträgerin Suu Kyi zusammentraf, die seit 1989
unter strengem Hausarrest steht. Nach Gambaris Be-
richterstattung bewertete der UN-Sicherheitsrat die Lage
im Land einstimmig als „inakzeptabel und unhaltbar“.
Er konnte sich aber nur auf einen Erklärungsentwurf
einigen, der „nachhaltiges Bedauern“ ausdrückt, die Ge-
schehnisse in Myanmar aber nicht verurteilt. Eine
schärfere Reaktion lehnten Russland und China ab. Die
beiden ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrats sind
Handelspartner von Myanmar und nach Angaben der
Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch auch
Waffenzulieferer der Militärregierung. up
Weitere Informationen:
http://www.un.org/News/Press/docs//2007/
sc9139.doc.htm, http://www.freeburmarangers.org
http://www.helfenohnegrenzen.de,
http://www.amnesty.de, http://hrw.org/english/docs/
2007/10/10/burma17066.htm

Kurzmeldungen – Welt

Weltweite Kindersterblichkeit geht zurück
Die Zahl der weltweiten Sterbefälle von
Kindern unter fünf Jahren ist im Jahr 2006
erstmals unter 10 Mio. gesunken. Das teilte
das Kinderhilfswerk der Vereinten Natio-
nen (Unicef) Mitte September 2007 mit.
Seit 1990 hat sich die Zahl der jährlichen
Todesfälle von 13 Mio. auf 9,7 Mio. verrin-
gert, was einem Rückgang um rund ein
Viertel entspricht. Dies sei auf verschiedene
Faktoren zurückzuführen, darunter die bes-
sere Versorgung mit Impfstoffen gegen ge-
fährliche Infektionskrankheiten, die Ver-
teilung von imprägnierten Moskitonetzen
in Malaria-Gebieten, die Unterstützung
lokaler Gesundheitsdienste, aber auch die
Bestärkung von Frauen, ihre Kinder zu
stillen. Die meisten Kinder sterben weiter-
hin in den ländlichen Regionen von Ent-
wicklungsländern. So starben allein im sub-
saharischen Afrika 2006 4,7 Mio. und in
Südasien 3,15 Mio. Kinder. http://www.
unicef.de/kindersterblichkeit.html
Internationale Geberkonferenz in Berlin
Rund 9,7 Mrd. US-Dollar will die interna-
tionale Gebergemeinschaft dem Globalen
Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberku-
lose und Malaria für den Zeitraum 2008
bis 2010 zur Verfügung stellen. Dieses Er-
gebnis brachte die Konferenz des Globalen
Fonds am 27./28. September in Berlin. Ins-
gesamt benötigt der Globale Fonds nach
eigenen Angaben für diesen Zeitraum
mindestens 12-18 Mrd. US-Dollar.
http://www.theglobalfund.org/de
USA: Keine Krebstherapie für
undokumentierte Einwanderer
Krebskranke Einwanderer ohne legalen
Aufenthaltsstatus sollen in den USA keine
Behandlung mehr erhalten. Im September
wies die US-Regierung das staatlich finan-
zierte Gesundheitsprogramm für Mittellose
„Medicaid“ an, künftig keine Chemothe-
rapien mehr für undokumentierte Einwan-
derer zu bezahlen. Diese können Medicaid-
Leistungen nur in Notfällen in Anspruch
nehmen. Nach einer Prüfung der finan-
ziellen Lage des Medicaid-Programms er-
klärte die Regierung im September, Krebs
sei kein Notfall. Ärzte kritisierten die An-
ordnung aus Washington und kündigten
an, diese Patienten weiter zu behandeln.
Einige Bundesstaaten wollen gegen die Ent-
scheidung der Regierung vorgehen. Seit
Monaten gibt es in den USA eine Debatte
um das Gesundheitssystem, insbesondere
um die Versorgung für Mittellose. Ingesamt
leben derzeit etwa 12 Mio. Einwanderer
ohne Aufenthaltsgenehmigung in den USA.

von Bündnis 90/Die Grünen
und Die Linke brachten je-
weils eigene Kleine Anfra-
gen im Parlament ein. Darin
hinterfragten sie die Rolle
von Frontex sowie die Posi-
tion der Bundesregierung
hinsichtlich des Aufgreifens
von Migranten und Flücht-
lingen in internationalen Ge-
wässern.

Aufgrund gemeinschafts-
rechtlichen Handelns wird
bei der drängenden Frage
des Umgangs mit den so ge-
nannten Bootsflüchtlingen
im Mittelmeer jedoch insbe-
sondere die Politik auf euro-
päischer Ebene entscheidend
sein. Pro Asyl appellierte da-
her an die Europäische Un-

ion, den derzeitigen Praktiken auf dem Meer Einhalt
zu gebieten. Schutzbedürftigen müsse entsprechend
den Vorgaben der Europäischen Menschenrechtskon-
vention und der Genfer Flüchtlingskonvention
Schutz vor Zurückweisung zugestanden werden. Sie
hätten einen „Rechtsanspruch, in den nächsten si-
cheren Hafen gebracht zu werden, sodass dort Asyl-
anträge geprüft werden können“, sagte Pro-Asyl-
Geschäftsführer Burkhardt. js
Weitere Informationen:
Andreas Fischer-Lescano, Tillmann Löhr (European Cen-
tre for Constitutional and Human Rights): Menschen-
und flüchtlingsrechtliche Anforderungen an Maßnah-
men der Grenzkontrolle auf See. Rechtsgutachten im
Auftrag von Pro Asyl, amnesty international und Forum
Menschenrechte. Frankfurt/M., September 2007.
http://www.ecchr.de
http://www.pro-asyl.de, http://www.amnesty.de
http://www.frontex.europa.eu/annual_report
http://dip.bundestag.de/btd/16/027/1602723.pdf
http://dip.bundestag.de/btd/16/062/1606254.pdf
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Kurzmeldungen – Deutschland

Integrationskurse für Imame
Imame sollen bei der Integration von Mi-
granten stärker beteiligt werden. Das be-
schlossen die Integrations- und Ausländer-
beauftragten der Länder auf ihrer Herbst-
tagung am 17./18. September 2007 in Bonn.
Den Imamen komme aufgrund „ihrer Vor-
bildfunktion in den Moscheegemeinden
eine besondere Verantwortung“ zu, heißt
es in dem Beschluss. Die meisten Imame
würden jedoch in ihren Herkunftsländern
ausgebildet und blieben nur für wenige
Jahre in Deutschland. Daher müssten sie
über „das Leben in Deutschland und die
lokalen Verhältnisse“ informiert werden.
Die Integrations- und Ausländerbeauftrag-
ten forderten daher Bundesinnenminister
Wolfgang Schäuble (CDU) auf, Imamen die
Teilnahme an Integrationskursen zu er-
möglichen, auch wenn sie keinen dauer-
haften Aufenthalt in Deutschland anstre-
ben. Eine Verpflichtung zur Teilnahme soll
es nicht geben. Langfristig sei eine Imam-
Ausbildung in Deutschland unabdingbar.
http://www.integrationsbeauftragter.
nrw.de
Islamrat kritisiert Überwachung von
Milli Görüs
Der deutsche Islamrat hat die Überwa-
chung der Islamischen Gemeinschaft Milli
Görüs (IGMG) durch den Verfassungs-
schutz kritisiert. Die Organisation wird von
deutschen Behörden als extremistisch ein-
gestuft, da es ihr Ziel sei, eine „islamische
Weltordnung“ zu errichten. Der Vorsitzende
des Koordinierungsrats der Muslime (KRM)
Ali Kizilkaya sagte, man dürfe eine Organi-
sation „nicht unter Generalverdacht“ stel-
len. Milli Görüs ist der größte Mitgliedsverein
im Islamrat. Dieser vereint seit 1986 mehr
als 30 Organisationen und hat nach eige-
nen Angaben 145.000 Mitglieder überwie-
gend türkischer Herkunft.
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Studie zur Auswanderung aus
Deutschland
Im jährlichen Rhythmus
veröffentlicht das Statisti-
sche Bundesamt die Daten
der deutschen Wanderungs-
statistik, die Sorge über die
Abwanderung deutscher
Staatsbürger aus Deutsch-
land auslösen. Spätestens
mit den Ergebnissen für das
Jahr 2005, welche die höch-
ste registrierte Abwande-
rung Deutscher seit 1954
und erstmals seit Ende der
1960er Jahre einen Netto-
Wanderungsverlust fest-
stellten, wurde die Wan-
derungsstatistik zu einem
Stimmungsindikator in
Deutschland.

Die öffentliche wie auch die
akademische Debatte zur
Auswanderung aus Deutsch-
land leidet unter dem Man-
gel an differenzierten wis-
senschaftlichen Untersu-
chungen. So ist die interna-
tionale Migration deutscher
Staatsbürger im Speziellen
und die Auswanderung aus
hochentwickelten Ländern
im Allgemeinen ein bis heu-
te wenig verstandenes Phä-
nomen (vgl. MuB 1/07).
Auch wenn die Größenord-
nung der Auswanderung aus
hochentwickelten Ländern
bisher meist gering ist, be-
steht in den betroffenen Län-

dern die Sorge, dass insbesondere die Leistungsträger
einer Gesellschaft dieser den Rücken kehren. Somit

ist nicht unbedingt die Quantität der Auswanderung
ein Grund zur Besorgnis, sondern deren Zusammen-
setzung oder Selektivität.

Ausgehend von diesem Problemaufriss hat das Bun-
desinstitut für Bevölkerungsforschung in einer neuen
Studie eine Übersicht über den bisherigen Forschungs-
stand zur Auswanderung aus Deutschland vorgelegt.
Im Mittelpunkt der Arbeit stehen folgende Fragen: Wer
wandert aus Deutschland aus? Veränderte sich die Selek-
tivität der Auswanderung während der vergangenen
Jahre und Jahrzehnte? Welche Motive veranlassen je-
manden zu der Entscheidung, ins Ausland zu ziehen?
Und wie groß ist der Anteil derjenigen, die dauerhaft
im Ausland bleiben?

Ziel der Studie war es, mit der Auswertung einschlä-
giger Statistiken und der Analyse bereits vorliegender
Studien Fragen zur Dynamik, Struktur und Selektivität
der Auswanderung aus Deutschland zu beantworten.
Seit Ende der 1980er Jahre nimmt die internationale
Migration Deutscher stark zu. Wanderten Mitte der
1970er Jahre im Durchschnitt rund 50.000 Personen
pro Jahr aus, hat sich diese Zahl bis in die vergan-
genen Jahre auf fast das Dreifache erhöht (im Durch-
schnitt der Jahre 2002 bis 2006 139.144 Fortzüge).
Somit sind heute sowohl in absoluten Zahlen als auch
in Proportion zur Bevölkerung insgesamt deutlich mehr
Deutsche international mobil und halten sich zumindest
zeitweilig im Ausland auf als noch vor 30 Jahren.

Schwieriger als die Beantwortung der Frage nach
dem Umfang der Auswanderung ist die Analyse der
Struktur und Selektivität. Die internationale Mobilität
Deutscher ist danach gegenwärtig ein städtisches und
westdeutsches Phänomen. Die Studie zeigt für die letzten
Jahre (2003-2005), dass die alten Bundesländer eine
durchgängig höhere Auswanderungsrate als die neu-
en Bundesländer haben. Doch auch innerhalb der al-
ten Bundesländer gibt es starke regionale Differenzen.
In erster Linie weisen die Städte und die grenznahen
Kreise die höchsten Auswanderungsraten auf.

Eine wichtige Veränderung zeigt sich auch hin-
sichtlich der Zielländer deutscher Auswanderer. Hier
beschreibt die Studie einen deutlichen Trend der Euro-
päisierung der internationalen Migration von Deut-
schen. Während sich das Niveau der Abwanderung in
die europäischen Nachbarstaaten und in die klassischen
Einwanderungsländer (USA, Kanada, Australien, Neu-
seeland) bis Ende der 1970er Jahre kaum unterschied,
steigt es seitdem zugunsten der europäischen Staaten
stark an. Heute zieht mehr als die Hälfte der interna-
tional mobilen Deutschen in einen Mitgliedstaat der
Europäischen Union, während der Anteil der Abwan-
derung in die USA deutlich abgenommen hat (siehe
Grafik).

Hinsichtlich der aktuellen Debatte über die Ab-
wanderung von Hochqualifizierten fasst die Studie die
bisher vorliegenden Forschungsergebnisse zusammen.
Danach sind die deutschen Auswanderer im Vergleich
mit der Bevölkerung insgesamt eine höher gebildete
und damit positiv selektierte Gruppe, wobei der Anteil
von Hochqualifizierten in den vergangenen Jahren
leicht zugenommen hat. Hochqualifizierte stellen unter
den ausgewanderten Deutschen zwar nicht in absoluten
Zahlen die größte Gruppe, aber zumindest einen deut-
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I m p r e s s u m

Tagung
„Nach der Migration: Selbstentwürfe, Identitäten,
Zugehörigkeiten in Bewegung“
Veranstalter: Evangelische Akademie Arnoldshain
Datum / Ort: 9.-11.11.2007, Evangelische Akademie
Arnoldshain, Martin-Niemöller-Haus, Im Eichwaldsfeld
3, 61389 Schmitten
Kursgebühr: 94 Euro (zzgl. Unterkunft)
Weitere Informationen / Anmeldung: Jutta Theil, Tel.:
(06084) 944-132, Fax: -138
Internet: http://www.evangelische -akademie.de

Fachkonferenz
Antisemitismus und Rechtsextremismus im Unterricht.
Inhalte des Lernens und Herausforderungen für den
Schulalltag.
Veranstalter: Bundeszentrale für politische Bildung
(bpb) in Kooperation mit der Ständigen Konferenz der
Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik
Deutschland/KMK
Datum / Ort: 26.-27.11.2007, Rotes Rathaus, Rathausstr.
15, 10173 Berlin

Preis / Veranstaltungen / Literatur
Weitere Informationen / Anmeldung: Heidi Kaudelka,
Bundeszentrale für politische Bildung, Adenauerallee
86, 53113 Bonn, E-Mail: kaudelka@bpb.de, Tel:
01888-515-578, Fax: -113
Internet: http://www.bpb.de/veranstaltungen/
RCSS5K,0,0,Antisemitismus_und_ Rechtsextremismus
_im_Unterricht.html

Literatur
Barbara Schramkowski: Integration unter Vorbehalt.
Perspektiven junger Erwachsener mit Migrationshin-
tergrund. Beiträge zur Regional- und Migrationsfor-
schung, Band 8, 2006, ISBN 3-88939-836-7 (978-3-
88939-836-9), 26,90 Euro, Bestellung: http://
www.iko-verlag.de

Hans-Jürgen von Wensierski, Claudia Lübcke (Hg.):
Junge Muslime in Deutschland. Lebenslagen, Auf-
wachsprozesse und Jugendkulturen. 2007, Opladen,
ISBN 978-3-86649-056-7, 29,90 Euro, Bestellung:
http://www.budrich-verlag.de

Bartholomäus Figatowski, Kokebe Haile Gabriel, Malte
Meyer (Hg.): The Making of Migration. Repräsen-
tationen - Erfahrungen - Analysen. 2007, Münster,
ISBN 978-3-89691-676-1, 27,90 Euro, Bestellung:
http://www.dampfboot-verlag.de

Franck Düvell: Europäische und internationale
Migration: Einführung in historische, soziologische
und politische Analysen. 2006, Münster, ISBN 3-8258-
9541-6, 24,90 Euro, Bestellung: http://www.lit-
verlag.de

lich überproportionalen Anteil der Migranten. Auf Basis
von Bestandszahlen in den Zielländern kann davon
ausgegangen werden, dass 28 % der deutschen Migran-
ten als hochqualifiziert gelten. Dieser Anteil ist höher
als bei der deutschen Bevölkerung insgesamt mit rund
20 %. Bei einem Vergleich der Jahre 1990 und 2000
zeigt sich, dass der Anteil hochqualifizierter Personen
im Verlauf dieser zehn Jahre um etwa ein Zehntel zu-
genommen hat. Dieses Ergebnis stimmt auch mit Un-
tersuchungen innerhalb der europäischen Staaten
überein, in denen sich der Anteil hochqualifizierter
Deutscher zwischen 1992 und 2000 ebenfalls konti-
nuierlich erhöht hat. Andererseits wird aus den bishe-
rigen Erkenntnissen auch deutlich, dass die meisten
Auslandsaufenthalte dieser Gruppe zeitlich befristet
und nicht auf Dauer ausgelegt sind. So halten sich bei-

spielsweise vier Fünftel der deutschen Wissenschaft-
ler für weniger als ein Jahr im Ausland auf, und für
den Fall der USA lässt sich trotz einer Zunahme von
temporären Aufenthalten hochqualifizierter Deutscher
keine Zunahme von langfristigen oder dauerhaften
Aufenthalten nachweisen. Andreas Ette und Dr. Lenore
Sauer, Wissenschaftliche Mitarbeiter des Bundesinsti-
tuts für Bevölkerungsforschung, Wiesbaden
Weitere Informationen:
Die Studie „Auswanderung aus Deutschland. Stand
der Forschung und erste Ergebnisse zur internationalen
Migration deutscher Staatsbürger“ ist als Materialien-
band zur Bevölkerungswissenschaft des Bundesinstituts
für Bevölkerungsforschung, Heft 123, erschienen. Kos-
tenlose Bestellung oder Download unter:
http://www.bib-demographie.de

Theodor-Wolff-Preis 2007
Unser Redaktionsmitglied Christoph Wöhrle hat den
Theodor-Wolff-Preis 2007 in der Kategorie „Lokales“ erhal-
ten. Der Preis gilt als „das Gütesiegel für Qualitätsjour-
nalismus“ und wird vom Bundesverband Deutscher Zei-
tungsverleger verliehen.

Prämiert wurde Christoph Wöhrles Reportage „Dr.
Fastfood und Mr. Dschihad”, die sich um das Thema
Migration und Integration dreht. Der Text erschien am
10. September 2006 in der Berliner Morgenpost. Wir
gratulieren!
http://www.bdzv.de/theodor-wolff-preis.html


